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3 500-12 Nachtabschaltung bestimmter Ampeln

Sehr geehrte Damen und Herren, in vielen Städten an Rhein und Ruhr (u.a Duisburg, Mülheim, Essen) ist es 
gängige Praxis, Lichtsignalanlagen bzw. Ampeln auf Nebenstrecken in der Nachtzeit abzuschalten. In 
Duisburg z.B. bedeutet dies konkret, daß zwischen 23 Uhr Abends und 05 Uhr Morgens die untergeordneten 
Straßen mit gelbem Blinklicht ausgestattet und bei den Vorfahrtsstraßen die Ampeln komplett ausgeschaltet 
werden. Dies wäre meiner Einschätzung nach auch auf vielen Straßen in Köln, vor allem in den 
'Vorortveedeln" wie Ehrenfeld o. Nippes, möglich, ohne die Verkehrssicherheit zu gefährden. Die 
übergeordneten Straßen haben z.Zt. Nachts sowieso meist "Dauergrün", die Gefahr von Rennen oder 
Ähnlichem ist m.E. auch nach einer Abschaltung nicht gegeben.Ein besserer Verkehrsfluss und eine 
Lärmminderung wären neben der Kosteneinsparung weitere Vorteile. Mit freundlichen Grüßen Markus 
Elsemann

Die Stellungnahme zur Vorbereitung des Ratsentscheids ist unverändert. Der Vorschlag ist 
umgesetzt.

Nach den Verwaltungsvorschriften der StVO sollen Lichtzeichenanlagen zu jeder Tageszeit in Betrieb 
bleiben. Das Abschalten bildet die Ausnahme. Dennoch ist vielerorts z. B nachts eine nicht unerhebliche 
Anzahl von Lichtzeichenanlagen abgeschaltet. Forderungen und Vorschläge dazu nehmen auch aus 
Lärmschutzgründen zu. Eine regelmäßige Prüfung soll Aufschluss darüber geben, ob die Abschaltung mit 
den Interessen der Verkehrssicherheit zu vereinbaren ist. 
In Köln werden mehrere Kriterien für die Abschaltung einer LSA (Lichtsignalanlage = Ampelanlage) geprüft:

 Das Unfallgeschehen der naheliegenden Vergangenheit mit dem Fokus auf den nächtlichen Zeitbereich 
wird ausgearbeitet; Unfallhäufungspunkte scheiden von vornherein für eine nächtliche Abschaltung aus.
 Die Sicht zwischen den einzelnen Verkehrsteilnehmer untereinander wird vor Ort geprüft; LSA in 
Kurvenbereichen bzw. bei Steigungen/Gefälle scheiden in der Regel aus.
 Ist die LSA mit einer Blindensignalisierung ausgestattet, wird auf eine Abschaltung zur Nacht verzichtet.
 Bei Fußgängerquerungen ist darauf zu achten, dass max. zwei Spuren zu queren sind, um dann einen 
baulichen Sicherheitsbereich (Insel) erreichen zu können; auch sollten die Spurbreiten nicht über das max. 
Maß von 3,50 m hinausgehen.
 Durch den Einsatz neuer Techniken wie den neuen Signalgebern in LED-Technik wird Strom gespart. 
Nächtliche Abschaltungen bringen aus diesem Grund kaum finanzielle Vorteile. Die Kosten für die Wartung 
der Anlagen bleiben bestehen, da es unerheblich ist, ob eine Anlage den ganzen Tag oder nur stundenweise 
arbeitet.

Eine Untersuchung der Technischen Universität Dresden kommt zum dem Schluss, das nächtliche 
Anschaltungen von Lichtsignalanlagen nicht zu vertreten sind. Nach den Ergebnissen der untersuchten 
Städte ist die Verkehrssicherheit bei Nachtabschaltungen gegenüber dem Dauerbetrieb schlechter. Nicht 
nur, dass die Zahl der Unfälle mit Personenschaden zunehmen, auch die Unfallschwere habe zu 
genommen. Wenn die zusätzlichen Unfallkosten während der Abschaltungszeiträume mit in die Betrachtung 
einbezogen werden, so ist die Bilanz negativ.

In Köln sind zurzeit 68 LSA mit einer Nachtabschaltung ausgestattet. Weitere Anlagen kommen wegen der 
vorgenannten Argumente und Gründe nicht in Betracht. Aus den vorgenannten Gründen wird die 
Fachverwaltung keine weiteren Abschaltungen von LSA zu Nachtzeiten veranlassen.

Ergänzend zu den Abschaltungen sei noch gesagt, dass in der Vergangenheit 116 LSA demontiert wurden, 
nachdem man eine andere Alternative zur Verkehrsregelung gefunden hatte. So wurden die Ampeln durch 
Kreisverkehre, Fußgängerüberwege (Zebrastreifen) oder auch Querungshilfen in Verbindung mit Mittelinseln 
auf Straßen ersetzt.

Aus Sicht der Verwaltung ist der Vorschlag in Teilen umgesetzt, eine weitere Umsetzung des Vorschlags ist 
nicht möglich.

VKA

Zur Entscheidung des Rates über eine Umsetzung der Vorschläge siehe S. 3 und 4.

Rang Vorschl. Nr. Überschrift

Vorschlagstext

Stellungnahme der Verwaltung zur Vorbereitung des Ratsentscheids

Ausschuss Bezirk

Entscheidung des Rates vom

Aktueller Umsetzungsstand per 30.06.2013

Sparen (andere Themen)

Gesamtstadt

28.06.2012
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7 45-12 Ausbau des Stadtbahnnetzes

Köln hat bereits ein Stadtbahnnetz. Leider fehlen noch an einigen Stellen Strecken bzw. müssten Strecken 
ausgebaut werden: 1. Stadtbahnstrecke Porz-Mülheim. Zurzeit wird die Verbindung von Porz nach Mülheim 
über die Buslinien 151 und 152 hergestellt. Beide Linien verkehren jeweils im 20-Minuten-Takt über die 
Frankfurter Straße. Gerade im Berufsverkehr sind die Linien gandenlos überlastet. Trotz Einsatz von 
Gelenkomnibussen reicht die Kapazität nicht aus alle Fahrgäste aufzunehmen. Es kommt regelmäßig vor, 
dass Personen nicht mitgenommen werden können und auf das nächste Fahrzeug warten müssen. Dazu 
kommt, dass die Frankfurter Straße eine vielbefahrene Bundesstraße mit entsprechendem 
Verkehrsaufkommen und häufigen Staus ist. Hier muss die schon vor Jahren angedachte Stadtbahn gebaut 
werden. Am besten als U-Bahn, um die Fahrzeit deutlich zu verkürzen und den öffentlichen Nahverkehr 
durch schnelle Verbindungen attraktiver zu machen. 2. Verlängerung der Linie 7 nach Niederkassel. Diese 
Verlängerung ist schon seit Jahrzehnten geplant, aber bis heute nicht realisiert. Hier muss dringend der 
Ausbau erfolgen, um auch Niederkassel endlich an das Kölner Stadtbahnnetz anzuschließen und den 
Individualverkehr zu entlasten. 3. Verlängerung der Linie 13 nach Zollstock. Die Linie 13 befährt zurzeit die 
Strecke Holweide - Mülheim - Nippes - Lindenthal - Sülz. Hier ist eine Verlängerung bis nach Zollstock 
dringend geboten. Auch diese Verlängerung wird seit mehreren Jahren von der Politik vernachlässigt. 4. Bau 
einer Ost-West-U-Bahn. Zurzeit fährt die Linie 1 in der Spitzenzeit im 5-Minuten-Takt, die Linie 7 und 9 
jeweils im 10-Minuten-Takt. Gerade auf der Linie 9 wäre jedoch ebenfalls ein 5-Minuten-Takt auf dem 
Abschnitt Ostheim - Universität notwendig. Leider reicht hierfür die Kapazität der Deutzer Brücke und des 
Streckenabschnitts Heumarkt - Neumarkt nicht aus. Hier kann die Lösung nur eine U-Bahn im Abschnitt 
Heumarkt bis Universitätsstraße Entlastung bringen. Bereits beim Bau der Nord-Süd-Stadtbahn wurde die U-
Bahnhaltestelle Heumarkt für die Ost-West-Verbindung vorbereitet, sodass hier bereits Vorarbeiten geleistet 
wurden. Um ein Ein- und Ausfädeln der Linie 7 zu verhindern, müsste der Tunnel Kalk-Deutz unter dem 
Rhein hindurch über Heumarkt und Neumarkt bis zur Universitätsstraße verlängert werden. Die Linie 7 wird 
weiterhin über die Deutzer Brücke geführt und tauscht auf dem Weg nach Westen die Strecke mit der Linie 9 
(Linie 7: Porz - Sülz; Linie 9: Königsforst - Frechen). Ein Ausbau und damit die Attraktivierung der Stadtbahn 
führt zu einer höheren Akzeptanz und damit zu mehr Umsteigern vom Auto auf den ÖPNV. Durch die 
Entlastung der Straße wird damit auch die Wirtschaft durch weniger Staus gefördert.

Der Ausbau des Stadtbahnnetzes wird von der Verwaltung und der Kölner Verkehrs-Betriebe AG im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Finanzmittel, wozu im Bereich des Infrastrukturausbaus vor allem die 
Fördermittel von Bund und Land zu nennen sind, weiter betrieben. Dies zeigt sich aktuell an der im Jahr 
2010 erfolgten Verlängerung der Stadtbahnlinie 5 zum Gewerbegebiet Am Butzweilerhof, den Bauarbeiten 
zur Nord-Süd Stadtbahn sowie den Vorbereitungen zur Verlängerung der Stadtbahnlinie 3 bis zum Görlinger-
Zentrum in Bocklemünd/Mengenich. Darüber hinaus sind weitere Stadtbahnverlängerungen angedacht und 
werden auch im Nahverkehrsplan der Stadt Köln fortgeschrieben, die jedoch alle keinen Eingang in die 
Infrastrukturplanungen des Landes NRW bis 2015 gefunden haben und somit als mittel- bis langfristig 
gelten können, hierunter auch die im Bürgerantrag genannten Strecken:
- Frankfurter Straße: Die sogenannte rechtsrheinische Ringstrecke von Mülheim über die Frankfurter Straße 
in Richtung Porz ist langfristig geplant, jedoch unter Kostengesichtspunkten kaum vollständig als U-Bahn 
realisierbar
 - Linie 7: Die Verlängerung in zwei Stufen bis Zündorf, Ranzeler Straße und weiter bis Langel wurde zwar 
zur Integrierten Gesamtverkehrsplanung des Landes NRW angemeldet, jedoch nicht in die 1. Stufe 
(Förderung bis 2015) übernommen. Da die 1. Stufe (bis Ranzeler Straße) Voraussetzung für die weitere 
Siedlungsentwicklung ist, bemüht sich die Verwaltung kurzfristig um eine Lösung. 
- Linie 13: Die Verlängerung der Linie 13 bis zur Bonner Straße (Verknüpfung mit der Nord-Süd Stadtbahn, 
3. Baustufe) wird langfristig verfolgt. Allerdings ist das Nutzen-Kosten-Verhältnis dieser Maßnahme nicht so 
hoch wie bei anderen Maßnahmen, unter anderem weil die Besiedlungsdichte im Bereich 
Raderthal/Raderberg geringer ist. 
- Ost-West-U-Bahn: Eine Ost-West-U-Bahn kann die Kapazitätsengpässe auf der Ost-West-Achse nicht 
beheben, da die Bahnen auch unterirdisch nur in einem 2-Minuten-Abstand verkehren können. Außerdem 
handelt es sich bei der Tieferlegung der Stadtbahntrasse um eine vergleichsweise kostenintensive 
Maßnahme mit dem Risiko einer auf absehbare Zeit fraglichen Realisierungschance. Um die 
Kapazitätsengpässe auf dem Abschnitt zwischen Neumarkt und Deutz zu beheben, soll kurzfristig vielmehr 
der Einsatz längerer Fahrzeuge (Dreifachtraktion) geprüft werden. Hierzu ist oberirdisch die Verlängerung 
der bestehenden Haltestellen notwendig. Ein Gutachten soll diese Möglichkeit und die Auswirkungen auf 
das übrige Verkehrsgeschehen beleuchten.

Fazit: Der Ausbau des Stadtbahnnetzes wird von der Verwaltung weiterverfolgt, der Vorschlag wird somit 
bereits umgesetzt.

VKA

Rang Vorschl. Nr. Überschrift

Vorschlagstext

Stellungnahme der Verwaltung zur Vorbereitung des Ratsentscheids

Ausschuss Bezirk

Wirtschaftsförderung

Gesamtstadt
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Der Rat hat in seiner Sitzung am 30.04.2013 die Verwaltung beauftragt, die Verlängerung der Linie 7 
bis zur Ranzeler Straße zu forcieren und gleichzeitig die notwendigen Schritte für die bauliche 
Entwicklung des Bereichs Zündorf-Süd einzuleiten. Die Verwaltung erarbeitet derzeit auf dieser 
Grundlage die erforderlichen Fachplanungen.

Zur Entscheidung des Rates über eine Umsetzung der Vorschläge siehe S. 3 und 4.

Entscheidung des Rates vom

Aktueller Umsetzungsstand per 30.06.2013

28.06.2012
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8 223-12 Ampelreduzierung

Vielleicht könnte man in Köln viele Ampeln abschalten oder evtl. teilweise abschalten.

Die Stellungnahme zur Vorbereitung des Ratsentscheids ist unverändert. Der Vorschlag ist 
umgesetzt.

Nach den Verwaltungsvorschriften der StVO sollen Lichtzeichenanlagen zu jeder Tageszeit in Betrieb 
bleiben. Das Abschalten bildet die Ausnahme. Dennoch ist vielerorts z. B nachts eine nicht unerhebliche 
Anzahl von Lichtzeichenanlagen abgeschaltet. Forderungen und Vorschläge dazu nehmen auch aus 
Lärmschutzgründen zu. Eine regelmäßige Prüfung soll Aufschluss darüber geben, ob die Abschaltung mit 
den Interessen der Verkehrssicherheit zu vereinbaren ist. 
In Köln werden mehrere Kriterien für die Abschaltung einer LSA (Lichtsignalanlage = Ampelanlage) geprüft:

 Das Unfallgeschehen der naheliegenden Vergangenheit mit dem Fokus auf den nächtlichen Zeitbereich 
wird ausgearbeitet; Unfallhäufungspunkte scheiden von vornherein für eine nächtliche Abschaltung aus.
 Die Sicht zwischen den einzelnen Verkehrsteilnehmer untereinander wird vor Ort geprüft; LSA in 
Kurvenbereichen bzw. bei Steigungen/Gefälle scheiden in der Regel aus.
 Ist die LSA mit einer Blindensignalisierung ausgestattet, wird auf eine Abschaltung zur Nacht verzichtet.
 Bei Fußgängerquerungen ist darauf zu achten, dass max. zwei Spuren zu queren sind, um dann einen 
baulichen Sicherheitsbereich (Insel) erreichen zu können; auch sollten die Spurbreiten nicht über das max. 
Maß von 3,50 m hinausgehen.
 Durch den Einsatz neuer Techniken wie den neuen Signalgebern in LED-Technik wird Strom gespart. 
Nächtliche Abschaltungen bringen aus diesem Grund kaum finanzielle Vorteile. Die Kosten für die Wartung 
der Anlagen bleiben bestehen, da es unerheblich ist, ob eine Anlage den ganzen Tag oder nur stundenweise 
arbeitet.

Eine Untersuchung der Technischen Universität Dresden kommt zum dem Schluss, das nächtliche 
Anschaltungen von Lichtsignalanlagen nicht zu vertreten sind. Nach den Ergebnissen der untersuchten 
Städte ist die Verkehrssicherheit bei Nachtabschaltungen gegenüber dem Dauerbetrieb schlechter. Nicht 
nur, dass die Zahl der Unfälle mit Personenschaden zunehmen, auch die Unfallschwere habe zu 
genommen. Wenn die zusätzlichen Unfallkosten während der Abschaltungszeiträume mit in die Betrachtung 
einbezogen werden, so ist die Bilanz negativ.

In Köln sind zurzeit 68 LSA mit einer Nachtabschaltung ausgestattet. Weitere Anlagen kommen wegen der 
vorgenannten Argumente und Gründe nicht in Betracht. Aus den vorgenannten Gründen wird die 
Fachverwaltung keine weiteren Abschaltungen von LSA zu Nachtzeiten veranlassen.

Ergänzend zu den Abschaltungen sei noch gesagt, dass in der Vergangenheit 116 LSA demontiert wurden, 
nachdem man eine andere Alternative zur Verkehrsregelung gefunden hatte. So wurden die Ampeln durch 
Kreisverkehre, Fußgängerüberwege (Zebrastreifen) oder auch Querungshilfen in Verbindung mit Mittelinseln 
auf Straßen ersetzt.

Aus Sicht der Verwaltung ist der Vorschlag in Teilen umgesetzt, eine weitere Umsetzung des Vorschlags ist 
nicht möglich.

VKA

Zur Entscheidung des Rates über eine Umsetzung der Vorschläge siehe S. 3 und 4.

Rang Vorschl. Nr. Überschrift

Vorschlagstext

Stellungnahme der Verwaltung zur Vorbereitung des Ratsentscheids

Ausschuss Bezirk

Entscheidung des Rates vom

Aktueller Umsetzungsstand per 30.06.2013

Sparen (andere Themen)

Gesamtstadt

28.06.2012
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14 595-12 Mehr Sitzmöglichkeiten in der Schildergasse und der Hohe Str

Jeder Kölner der in der Innenstadt shoppen geht und sich ein Päuschen gönnen möchte, erlebt jedes mal das 
Gleiche, man findet nirgendwo eine freie Sitzmöglichkeit! Die wenigen Bänke reichen einfach nicht aus! 
Letzendlich setz man sich auf die Begrenzung der Blumenbeete, auf die Treppe nebem dem P&C oder vor 
die Schaufenster des Kaufhofes. Es wäre schön wenn die Stadt Köln vielleicht die sehr hässlichen Blumen- 
Betonklötze, die die Schildergasse noch enger machen, entfernen und stattdessen noch mehr Bänke in der 
Innenstadt aufstellen könnte! Also stimmt für PRO, für ein entspanntes und schönes Einkaufen in der 
Innenstadt!

Grundsätzlich ist die Aufstellung von neuen Bänken nur mit einem entsprechenden Beschluss der 
zuständigen politischen Gremien möglich. Neue Bankstandorte sind daher immer als 
Einzelfallentscheidung anzusehen. Bei der Entscheidung sind gestalterische Aspekte, teilweise mit 
der Nutzung verbundene Lärmbelästigungen und auch die finanziellen Möglichkeiten zu 
berücksichtigen. 
Gerade für den Bereich der Schildergasse und Hohe Straße gestalten sich die Möglichkeiten für die 
Aufstellung von Sitzgelegenheiten sehr schwierig. Es herrscht dort ein immens hoher 
Besucherstrom und in den Morgenstunden sehr viel Lieferverkehr. Des Weiteren müssen 
regelmäßig für Großveranstaltungen wie z.B. dem Rosenmontagszug oder der Christopher Street 
Day-Parade alle Ausstattungselemente kosten- und personalintensiv abgebaut und anschließend 
wieder aufgebaut werden.
Die Bezirksvertretung Innenstadt hat bei einem Ortstermin zu dieser Problematik fünf neue 
Bankstandorte im Bereich der Schildergasse beschlossen. Diese sind so gewählt, dass die Bänke 
dann dauerhaft stehen bleiben können. Derzeit wird noch ein neuer Banktyp für Köln geprüft. Eine 
Aufstellung von neuen Bänken kann erst erfolgen, nachdem von der Politik eine Entscheidung über 
den neuen Banktyp getroffen wurde und entsprechende Mittel zur Verfügung stehen.

Am 05.12.2011 fand mit der Bezirksvertretung Innenstadt eine "Bänketour" statt. Das Ergebnis dieses 
Termins hat ergeben, dass die nachfolgend von der Verwaltung vorgeschlagenen Bankstandorte umgesetzt 
werden sollen. Hinsichtlich der Banktypen wird noch eine Entscheidung herbeigeführt werden. 

Standort 1  Schildergasse:
In der Mitte der Straße sind bereits einige Ausstattungselemente vorhanden (Lichtmasten, Mülleimer, 
Plakatsäule) Als Standorte 1 und 2 käme der Platz direkt neben den bereits vorhanden 
Ausstattungselementen in Frage.

Standort 2  Schildergasse:
Standort neben der bereits vorhandenen Plakatsäule.

Standort 3 - Hohe Straße/Ecke Burghöfchen:
Das Platzangebot ist aufgrund bereits vorhandener Ausstattungselemente sehr begrenzt. Zwischen 
Plakatsäule und Fahrradständern ist jedoch noch ausreichend Platz für eine Sitzbank vorhanden. Es kommt 
zu keiner Behinderung der Verkehrsströme.

Standort 4 - Herzogstraße/Ecke Schildergasse:
Das Platzangebot ist aufgrund bereits vorhandener Ausstattungselemente sehr begrenzt. Zwischen 
Litfaßsäule und Mülleimern ist jedoch noch ausreichend Platz für eine Sitzbank vorhanden. Es kommt zu 
keiner Behinderung der Verkehrsströme.

Standort 4 - Antonsgasse/Ecke Schildergasse:
Die Sitzbank kann neben der Telekomrufsäule aufgestellt werden, ohne dass sie die Verkehrsströme 
beeinträchtigt.
 
Eine Umsetzung des Vorschlags erfolgt bereits.

VKA

Zur Entscheidung des Rates über eine Umsetzung der Vorschläge siehe S. 3 und 4.

Rang Vorschl. Nr. Überschrift

Vorschlagstext

Stellungnahme der Verwaltung zur Vorbereitung des Ratsentscheids

Ausschuss Bezirk

Entscheidung des Rates vom

Aktueller Umsetzungsstand per 30.06.2013

Wirtschaftsförderung

Innenstadt

28.06.2012
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17 300-12 Geschäftsstraßen einladender, attraktiver gestalten

Viele unserer Geschäftszentren und -straßen werden kaum dem Anspruch Kölns gerecht, 'Deutschlands 
schönste Stadt" zu sein. Und bei entsprechender Umgestaltung könnten diese sicher positiv zur 
Wirtschaftentwicklung beitragen, günstig das Investitionsklima beeinflussen. Häufig kann auf unseren 
Einkaufsmeilen gar nicht flaniert werden (so schmal sind die Gehwege) und "Flair" ist oft nur ironisch 
gemeint. Seit Jahren wird versucht, diese Mängel zu beheben, ohne Erfolg. Traurig ist, dass in den 
bisherigen Bürgerhaushalten, wo es auch um Gestaltungsfragen ging, ausgezeichnete 
Verbesserungsvorschläge eingereicht, aber nie umgesetzt wurden. So auch z.B. in der Komödienstraße, wo 
entsprechende Vorschläge in den Bürgerhaushalten 2008 und 2010 von uns gemacht wurden, die es weit 
nach vorn in den jeweiligen "Bestenlisten" brachten und deren Finanzierung seit damals beschlossene Sache 
ist. Nur geschehen ist bis auf den heutigen Tag nichts, außer irgendwelchen Vertröstungen von einem Jahr 
aufs andere Wir sind leider damit kein Einzelfall in Köln! Kann so die Investitionsbereitschaft nachhaltig 
angestoßen werden? Unter Wirtschaftsförderung stellen wir uns etwas anderes vor. Hier wird der Bürgerwille 
missachtet! Mit diesem Vorschlag fordern wir Politik und Verwaltung auf, für Transparenz zu sorgen und e n 
d l i c h die bereits finanzierten Umgestaltungsmaßnahmen, besonders in den traditionellen 
Geschäftsstraßen (wie unserer) auch einzuleiten, zur wirksamen Belebung des Wirtschaftsstandortes, 
immerhin der einer Metropole. Mittlerweile sind unsere damaligen Überlegungen sogar in den "Masterplan" 
eingeflossen, nur zu sehen sein wird wohl von der Umgestaltung der Komödienstraße zum "Boulevard", auch 
selbst im kommenden Jahr noch nichts (so der maßgebliche Vertreter der Stadt bei uns im Cafe!). Das kann 
doch einfach nicht wahr sein und fragen uns: haben wir die ganze Arbeit eigentlich umsonst gemacht (oder 
kölsch: Wat sull dä Quatsch ;-)?!

Für die Verkehrsuntersuchung mussten aktuelle Verkehrsbelastungszahlen ermittelt werden. Die 
notwendigen Verkehrszählungen liegen nun vor, sodass die Verkehrsuntersuchung im Rahmen der 
personellen Kapazitäten durchgeführt werden kann. 
Darüber hinaus befinden sich in unmittelbarer Nähe der Komödienstraße etliche Maßnahmen des 
städtebaulichen Masterplans in der Ausführung bzw. in der Planung. So befinden sich Umgestaltung 
der östlichen Domumgebung und des Offenbachplatzes bereits in der Umsetzung. Im nächsten Jahr 
sollen folgende Maßnahmen folgen: 

 - die Neugestaltung der Tunisstraße (Nord-Süd-Fahrt)
- der östliche Abschnitt des Rasengleises zwischen Heumarkt und Nord-Süd-Fahrt

 - die Neugestaltung der Maastrichter Straße.

Der Verkehrsausschuss hat in seiner Sitzung am 15.11.2011 eine Verkehrsuntersuchung für den 
Straßenzug Magnusstraße-Komödienstraße beschlossen. In diesem Zusammenhang wird das Amt für 
Straßen- und Verkehrstechnik dann auch den angesprochenen Abschnitt prüfen. Der Beschlusstext lautet 
wie folgt:

"Der Verkehrsausschuss beauftragt die Verwaltung mit der Durchführung einer Verkehrsuntersuchung zur 
Umgestaltung des Straßenzuges Magnusstraße-Burgmauer/Zeughausstraße-Komödienstraße. Dabei soll 
eine Bündelung des Kfz-Verkehrs auf der Straße "Burgmauer" und eine Sperrung der Zeughausstraße-
Komödienstraße im Sinne des Beschlusses der Bezirksvertretung Innenstadt vom 07.07.2011 mit 
untersucht werden."

Eine Umsetzung des Vorschlags ist bereits angelaufen.

VKA

Zur Entscheidung des Rates über eine Umsetzung der Vorschläge siehe S. 3 und 4.

Rang Vorschl. Nr. Überschrift

Vorschlagstext

Stellungnahme der Verwaltung zur Vorbereitung des Ratsentscheids

Ausschuss Bezirk

Entscheidung des Rates vom

Aktueller Umsetzungsstand per 30.06.2013

Wirtschaftsförderung

Innenstadt

28.06.2012
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17 2-12 Zebrastreifen vor Kita's und Schulen

Vor Schulen und Kindergärten kommt es im Strassenverkehr immer wieder zu unklaren und teilweise 
gefährlichen Situationen, wenn Kinder die Strasse überqueren. Ich würde mir wünschen es gäb vor allen 
Schulen und Kitas Zebrastreifen, da dann auch endlich die Autofahrer zum Anhalten gezwungen werden, 
wenn Kinder am Strassenrand stehen.

Die Stellungnahme zur Vorbereitung des Ratsentscheids ist unverändert. Der Vorschlag ist 
umgesetzt.

Die Einrichtung eines Fußgängerüberweges (FGÜ) ist ein regelmäßiges Geschäft der Verwaltung und richtet 
sich nach den Bestimmungen des § 26 Straßenverkehrs-Ordnung (StVO). Diese Vorgaben werden in der 
Richtlinie für die Anlage und Ausstattung von FGÜ konkretisiert (R-FGÜ 2001). Ein Zebrastreifen ist unter 
anderem nur möglich, wenn zum Beispiel ausreichende Sichtbeziehungen zwischen Fußgängern und 
Kraftfahrzeugführern bestehen und bestimmte Verkehrsstärken erreicht werden. Anhand des konkreten 
Einzelfalles ist daher das Vorliegen der Bestimmungen zu prüfen. Die pauschale, generelle Anordnung vor 
Schulen oder Kindertagesstätten ist nicht möglich.

Die Verwaltung prüft regelmäßig Verbesserungsmöglichkeiten der Verkehrssituation vor Schulen und 
Kindertagesstätten. So werden unter anderem an Örtlichkeiten, an denen ein Bedarf besteht, vor den 
Haupteingängen der jeweiligen Einrichtung absolute Haltverbotszonen eingerichtet, um Sichtbeziehungen 
zwischen querenden Kindern und Kraftfahrzeugführer zu ermöglichen.

Der Intention des Vorschlags wird im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten bereits entsprochen.

VKA

Zur Entscheidung des Rates über eine Umsetzung der Vorschläge siehe S. 3 und 4.

Rang Vorschl. Nr. Überschrift

Vorschlagstext

Stellungnahme der Verwaltung zur Vorbereitung des Ratsentscheids

Ausschuss Bezirk

Entscheidung des Rates vom

Aktueller Umsetzungsstand per 30.06.2013

Kinder und Jugend

Gesamtstadt

28.06.2012
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20 250-12 Überflüssige Elektrische Anlagen abschalten.

Nach 23.00 h sind in unserer Stadt nicht mehr soviele Menschen und Autofahrer unterwegs, das man getrost 
einige der Ampelanlagen löschen könnte oder nur auf die Gelbfase schalten könnte, in unserer Stadt ist der 
Schilderwald so hoch gelegen, das dieser vollkommen ausreicht für den Strassenverkehr. Dies würde über 
das Jahr eine Ersparniss einfahren.

Die Stellungnahme zur Vorbereitung des Ratsentscheids ist unverändert. Der Vorschlag ist 
umgesetzt.

Nach den Verwaltungsvorschriften der StVO sollen Lichtzeichenanlagen zu jeder Tageszeit in Betrieb 
bleiben. Das Abschalten bildet die Ausnahme. Dennoch ist vielerorts z. B nachts eine nicht unerhebliche 
Anzahl von Lichtzeichenanlagen abgeschaltet. Forderungen und Vorschläge dazu nehmen auch aus 
Lärmschutzgründen zu. Eine regelmäßige Prüfung soll Aufschluss darüber geben, ob die Abschaltung mit 
den Interessen der Verkehrssicherheit zu vereinbaren ist. 
In Köln werden mehrere Kriterien für die Abschaltung einer LSA (Lichtsignalanlage = Ampelanlage) geprüft:

 Das Unfallgeschehen der naheliegenden Vergangenheit mit dem Fokus auf den nächtlichen Zeitbereich 
wird ausgearbeitet; Unfallhäufungspunkte scheiden von vornherein für eine nächtliche Abschaltung aus.
 Die Sicht zwischen den einzelnen Verkehrsteilnehmer untereinander wird vor Ort geprüft; LSA in 
Kurvenbereichen bzw. bei Steigungen/Gefälle scheiden in der Regel aus.
 Ist die LSA mit einer Blindensignalisierung ausgestattet, wird auf eine Abschaltung zur Nacht verzichtet.
 Bei Fußgängerquerungen ist darauf zu achten, dass max. zwei Spuren zu queren sind, um dann einen 
baulichen Sicherheitsbereich (Insel) erreichen zu können; auch sollten die Spurbreiten nicht über das max. 
Maß von 3,50 m hinausgehen.
 Durch den Einsatz neuer Techniken wie den neuen Signalgebern in LED-Technik wird Strom gespart. 
Nächtliche Abschaltungen bringen aus diesem Grund kaum finanzielle Vorteile. Die Kosten für die Wartung 
der Anlagen bleiben bestehen, da es unerheblich ist, ob eine Anlage den ganzen Tag oder nur stundenweise 
arbeitet.

Eine Untersuchung der Technischen Universität Dresden kommt zum dem Schluss, das nächtliche 
Anschaltungen von Lichtsignalanlagen nicht zu vertreten sind. Nach den Ergebnissen der untersuchten 
Städte ist die Verkehrssicherheit bei Nachtabschaltungen gegenüber dem Dauerbetrieb schlechter. Nicht 
nur, dass die Zahl der Unfälle mit Personenschaden zunehmen, auch die Unfallschwere habe zu 
genommen. Wenn die zusätzlichen Unfallkosten während der Abschaltungszeiträume mit in die Betrachtung 
einbezogen werden, so ist die Bilanz negativ.

In Köln sind zurzeit 68 LSA mit einer Nachtabschaltung ausgestattet. Weitere Anlagen kommen wegen der 
vorgenannten Argumente und Gründe nicht in Betracht. Aus den vorgenannten Gründen wird die 
Fachverwaltung keine weiteren Abschaltungen von LSA zu Nachtzeiten veranlassen.

Ergänzend zu den Abschaltungen sei noch gesagt, dass in der Vergangenheit 116 LSA demontiert wurden, 
nachdem man eine andere Alternative zur Verkehrsregelung gefunden hatte. So wurden die Ampeln durch 
Kreisverkehre, Fußgängerüberwege (Zebrastreifen) oder auch Querungshilfen in Verbindung mit Mittelinseln 
auf Straßen ersetzt.

Aus Sicht der Verwaltung ist der Vorschlag in Teilen umgesetzt, eine weitere Umsetzung des Vorschlags ist 
nicht möglich.

VKA

Zur Entscheidung des Rates über eine Umsetzung der Vorschläge siehe S. 3 und 4.

Rang Vorschl. Nr. Überschrift

Vorschlagstext

Stellungnahme der Verwaltung zur Vorbereitung des Ratsentscheids

Ausschuss Bezirk

Entscheidung des Rates vom

Aktueller Umsetzungsstand per 30.06.2013

Sparen (andere Themen)

Gesamtstadt

28.06.2012
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23 477-12 überflüssige Ampeln

Viele Ampeln, wie z.B. Nussbaumerstr./Ottostrasse oder die Fussgängerampel an St. Gereon sind 
überflüssig ind verbrauchen nur unnütz Strom bzw. verursachen Wartungskosten. Man könnte sparen, wenn 
diese ausgeschaltet oder demontiert werden könnten. Andere Ampeln, wie z.B. Kreuzung Herkules-/Liebigstr. 
könnten zumindest nachts ausgeschaltet werden.

Die Stellungnahme zur Vorbereitung des Ratsentscheids ist unverändert. Der Vorschlag ist 
umgesetzt.

Nach den Verwaltungsvorschriften der StVO sollen Lichtzeichenanlagen zu jeder Tageszeit in Betrieb 
bleiben. Das Abschalten bildet die Ausnahme. Dennoch ist vielerorts z. B nachts eine nicht unerhebliche 
Anzahl von Lichtzeichenanlagen abgeschaltet. Forderungen und Vorschläge dazu nehmen auch aus 
Lärmschutzgründen zu. Eine regelmäßige Prüfung soll Aufschluss darüber geben, ob die Abschaltung mit 
den Interessen der Verkehrssicherheit zu vereinbaren ist. 
In Köln werden mehrere Kriterien für die Abschaltung einer LSA (Lichtsignalanlage = Ampelanlage) geprüft:

 Das Unfallgeschehen der naheliegenden Vergangenheit mit dem Fokus auf den nächtlichen Zeitbereich 
wird ausgearbeitet; Unfallhäufungspunkte scheiden von vornherein für eine nächtliche Abschaltung aus.
 Die Sicht zwischen den einzelnen Verkehrsteilnehmer untereinander wird vor Ort geprüft; LSA in 
Kurvenbereichen bzw. bei Steigungen/Gefälle scheiden in der Regel aus.
 Ist die LSA mit einer Blindensignalisierung ausgestattet, wird auf eine Abschaltung zur Nacht verzichtet.
 Bei Fußgängerquerungen ist darauf zu achten, dass max. zwei Spuren zu queren sind, um dann einen 
baulichen Sicherheitsbereich (Insel) erreichen zu können; auch sollten die Spurbreiten nicht über das max. 
Maß von 3,50 m hinausgehen.
 Durch den Einsatz neuer Techniken wie den neuen Signalgebern in LED-Technik wird Strom gespart. 
Nächtliche Abschaltungen bringen aus diesem Grund kaum finanzielle Vorteile. Die Kosten für die Wartung 
der Anlagen bleiben bestehen, da es unerheblich ist, ob eine Anlage den ganzen Tag oder nur stundenweise 
arbeitet.

Eine Untersuchung der Technischen Universität Dresden kommt zum dem Schluss, das nächtliche 
Anschaltungen von Lichtsignalanlagen nicht zu vertreten sind. Nach den Ergebnissen der untersuchten 
Städte ist die Verkehrssicherheit bei Nachtabschaltungen gegenüber dem Dauerbetrieb schlechter. Nicht 
nur, dass die Zahl der Unfälle mit Personenschaden zunehmen, auch die Unfallschwere habe zu 
genommen. Wenn die zusätzlichen Unfallkosten während der Abschaltungszeiträume mit in die Betrachtung 
einbezogen werden, so ist die Bilanz negativ.

In Köln sind zurzeit 68 LSA mit einer Nachtabschaltung ausgestattet. Weitere Anlagen kommen wegen der 
vorgenannten Argumente und Gründe nicht in Betracht. Aus den vorgenannten Gründen wird die 
Fachverwaltung keine weiteren Abschaltungen von LSA zu Nachtzeiten veranlassen.

Ergänzend zu den Abschaltungen sei noch gesagt, dass in der Vergangenheit 116 LSA demontiert wurden, 
nachdem man eine andere Alternative zur Verkehrsregelung gefunden hatte. So wurden die Ampeln durch 
Kreisverkehre, Fußgängerüberwege (Zebrastreifen) oder auch Querungshilfen in Verbindung mit Mittelinseln 
auf Straßen ersetzt.

.Aus Sicht der Verwaltung ist der Vorschlag in Teilen umgesetzt, eine weitere Umsetzung im Bereich 
Nachtabschaltung ist nicht möglich. Eine weitere Demontage von Ampeln, nachdem eine Alternative zur 
Verkehrsregulierung gefunden wurde, wird angestrebt.

VKA

Zur Entscheidung des Rates über eine Umsetzung der Vorschläge siehe S. 3 und 4.

Rang Vorschl. Nr. Überschrift

Vorschlagstext

Stellungnahme der Verwaltung zur Vorbereitung des Ratsentscheids

Ausschuss Bezirk

Entscheidung des Rates vom

Aktueller Umsetzungsstand per 30.06.2013

Sparen (andere Themen)

Gesamtstadt

28.06.2012
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